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Der DStGB:  

Eine starke Stimme 

 
Der Deutsche Städte- und Gemein-
debund vertritt die Interessen der 
deutschen Städte und Gemeinden. 
Auf Landes-, Bundes- und EU-Ebene 
gibt er Kommunen eine starke 
Stimme und greift die Themen auf, 
die Bürger:innen vor Ort bewegen. 
 
Durch seine 17 Mitgliedsverbände 
sind 11 000 große, mittlere und 
kleinere Kommunen organisiert  
und vernetzt. Die Verbandsarbeit 
erfolgt parteiunabhängig und ohne 
staatliche Zuschüsse. Die Besetzung 
der Organe orientiert sich an dem 
Votum der Wähler bei den Kommu-
nalwahlen. 
 
Der DStGB ist »Kommunales Infor-
mationsnetzwerk« und sensibilisiert 
und mobilisiert Politik und Öffent-
lichkeit für kommunalpolitische In-
teressen.  
 
Er fungiert als »Kommunale Koordi-
nierungsstelle« für den permanen-
ten Erfahrungs- und Informations-
austausch unter den Mitgliedsver-
bänden. Nicht zuletzt ist der Ver-
band »Kommunales Vertretungsor-
gan« durch Repräsentation in zent-
ralen Organisationen. 

Die Flüchtlingsaufnahme stellt die 
Kommunen aktuell bei Aufnahme, Un-
terbringung und Integration vor be-
sondere Herausforderungen. Zurzeit 
sind rund 1 Mio. ukrainische Flücht-
linge registriert. Nach der Aufhebung 
vieler Corona bedingter Reisebe-
schränkungen steigt auch die Zahl der 
Asylbewerber aus anderen Ländern 
deutlich an. In den ersten sieben Mo-
naten dieses Jahres wurden 113.171 
Asylanträge in Deutschland gestellt. 
Das sind rund 30 Prozent mehr als im 
Vorjahreszeitraum. Deutschland ist 
weiter innerhalb der EU das Hauptziel-
land von irregulärer Sekundärmigra-
tion aus Griechenland, aber auch aus 
Italien und Spanien. Hier kommen vor 
allem anerkannte, aber noch nicht in-
tegrierte Geflüchtete nach Deutsch-
land. Darüber hinaus ist ein verstärk-
ter Zustrom aus der und über die Tür-
kei zu beobachten, zudem ein signifi-
kanter Aufwuchs von Migranten aus 
Ländern aus dem Balkan, die nicht zu-
letzt aufgrund der neuen Visumsfrei-
heit in Serbien den Weg nach Deutsch-
land suchen.  
 
Dies stellt die Behörden vor Ort vor 
besondere Probleme, da hier die In-
tegration organisiert werden muss, 
ohne vorher eine gewisse Planbarkeit 
aus dem Asylverfahren gehabt zu ha-
ben. Derzeit haben 9 der 16 Bundes-
länder eine Sperre im Erstverteilungs-
verfahren aktiviert. Noch nicht abzuse-
hen ist, wie viele Menschen aus Russ-
land fliehen werden, die sich der Ein-
ziehung zum Militärdienst entziehen 
wollen.  
 
Die Folgen dieses Ankunftsgeschehens 
zeigen sich in den Städten und Ge-
meinden mittelweile sehr deutlich. 
Trotz professionell entwickelter Unter-
bringungsstrukturen sind die Mehrzahl 

der staatlichen und kommunalen Un-
terkünfte mit Asylbewerbern, Flücht-
lingen, Migranten aus dem Resettle-
ment-Programm und afghanischen 
Ortskräften belegt. Hinzu kommen die 
aus der Ukraine geflohenen Men-
schen, die zunächst mit überwältigen-
der Hilfsbereitschaft in Privatunter-
künften aufgenommen wurden. Je län-
ger der Krieg in der Ukraine andauert, 
desto mehr sinkt bei Privatpersonen 
die Bereitschaft, Ukrainerinnen und 
Ukrainer dauerhaft bei sich aufzuneh-
men. Die Kommunen sehen sich daher 
schon seit einiger Zeit gefordert, auch 
für diese Menschen in den Kommunen 
eine Unterkunftsmöglichkeit zu schaf-
fen. Viele dieser Menschen drängen in 
bereits voll belegte Unterkünfte und 
auf einen angespannten Wohnungs-
markt in Städten und Gemeinden. Die 
Kommunen stehen daher teilweise be-
reits jetzt vor der Frage, ob sie Turn-
hallen belegen, Gewerbe/Messehallen 
anmieten oder Traglufthallen bauen, 
allerdings mit dem Unterschied zu 
2015, dass kein Personal vorhanden 
ist, um die Unterkünfte zu errichten 
und zu betreiben.  
 
Hinzu kommt, dass seitens des Bundes 
bzw. der BImA nur sehr zögerlich leer-
stehende bundeseigene Liegenschaf-
ten zur Verfügung gestellt werden.  
 
Auch schulische Angebote und Kita-
Plätze werden nicht ausreichen. Aktu-
ell besuchen über 185.000 ukrainische 
Schülerinnen und Schüler die allge-
meinbildenden und berufsbildenden 
Schulen, Tendenz steigend. Rund 20 % 
der Flüchtlinge aus der Ukraine sind 
Kinder im Kindergartenalter.   
 
Ein besonderes Problem stellt weiter 
die Aufnahme unbegleiteter minder-
jähriger Flüchtlinge dar. Die Zahlen 
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steigen nach Mitteilung der obersten 
Landesjugendämter an und stellen die 
zuständigen Jugendämter oder sonsti-
gen Stellen nicht nur vor Unterbrin-
gungsprobleme- Es fehlt insbesondere 
das Personal zur Betreuung der Min-
derjährigen.  
 
Der Deutsche Städte- und Gemeinde-
bund fordert ein gemeinsames Vorge-
hen von Bund, Ländern und Kommu-
nen. Wir brauchen eine rasche Ver-
ständigung über Lösungen für die sich 
abzeichnenden Herausforderungen in 
den Kommunen.  
 
Unterbringungsmöglichkeiten schaf-

fen  

 
Viele Kommunen sind bei der Unter-
bringung von Geflüchteten bereits 
jetzt an der Belastungsgrenze ange-
kommen. Es werden schon viele unter-
schiedliche Belegungsmöglichkeiten, 
z. B. Jugendherbergen und Hotels ge-
nutzt. Zahlreiche Kommunen bereiten 
sich nun darauf vor, dass Turn- und 
Messehallen genutzt werden müssen 
und prüfen die Beschaffung von Con-
tainern und Traglufthallen. Die Bun-
desländer, aber auch der der Bund, 
müssen die in Ihrer Verantwortung lie-
genden Erstaufnahmeeinrichtungen 
schaffen und ausbauen. Der Bund 
muss prüfen, welche Liegenschaften, 
z.B. leerstehende Kasernen, schnell 
und unbürokratisch zur Verfügung ge-
stellt werden können. Ein Verweis auf 
Zuständigkeiten ist in der aktuellen Si-
tuation fehl am Platz. Alle staatlichen 
Ebenen müssen hier an einem Strang 
ziehen. 
Zur Errichtung notwendiger Unter-
künfte sind auch Ausnahmen im Bau-
recht unumgänglich. 
 
Verteilung besser koordinieren 

 
Wir brauchen eine gesicherte und ge-
rechte Verteilung der Flüchtlinge, auch 
der aus der Ukraine, zwischen den 
Bundesländern, aber auch innerhalb 
der Bundesländer zwischen den Kom-
munen. Bei der Zuweisung von Asylbe-
werbern muss auch die Zahl der 

aufgenommen Ukraineflüchtlinge be-
rücksichtigt werden. 
 

Rückführungsoffensive 

 

Für abgelehnte Asylbewerber muss, 
wie im Koalitionsvertrag angelegt, eine 
Rückführungsoffensive vorangebracht 
werden. Asyl- und Einwanderungs-
recht dürfen nicht vermischt werden. 
 

Sprachkitas weiter fördern 

 

Für die Kitabetreuung werden weiter 
u. a. bundesfinanzierte Brückenange-
bote gebraucht. Vor diesem Hinter-
grund ist die Einstellung des bundesfi-
nanzierten Programms der Sprachkitas 
vollkommen inakzeptabel. 
 

EU-weite Verteilung sicherstellen 

 
Die Kommunen brauchen bei der Auf-
nahme von Flüchtlingen eine „Atem-
pause“. Vor diesem Hintergrund ist die 
Aufnahme weiterer Flüchtlinge im 
Rahmen des freiwilligen europäischen 
Solidaritätsmechanismus kritisch zu 
hinterfragen. Eine ungesteuerte Se-
kundarmigration von Flüchtlingen aus 
der Ukraine, die bereits in anderen 
Ländern der EU Schutz erhalten ha-
ben, sollte unterbunden werden. Die 
Bundesregierung muss sich hier für 
eine zielgenauere Verteilung einset-
zen. 
Zudem muss dem Anstieg der illegalen 
Sekundärmigration innerhalb der EU 
sowie der illegalen Grenzübertritte in 
die EU begegnet werden. In der EU 
sollte dies auf der Basis des unter der 
deutschen Ratspräsidentschaft voran-
getriebenen EU-Asyl- und Migrations-
pakts der EU-Kommission geschehen. 
Dies betrifft vor allem die erhoffte 
Grundsatzeinigung der EU-Staaten auf 
ein neues Dublin-Verfahren mit indivi-
duellen Beiträgen für die Aufnahme 
und Verteilung von Geflüchteten in 
der EU. Die Blockadehaltung, die mitt-
lerweile von einer Vielzahl von EU-
Staaten ausgeht, muss zwingend auf-
gegeben werden. Dabei muss sicher-
gestellt werden, dass nicht einige we-
nige Staaten die Hauptlast tragen. 
 

Finanzausstattung verbessern 

 
Gleichzeitig brauchen wir eine deutlich 
bessere Finanzausstattung, gerade der 
Kommunen, die die Hauptlast der Un-
terbringung, Versorgung und Integra-
tion tragen. Diese gesamtgesellschaft-
liche Aufgabe muss von Bund und Län-
der auskömmlich und nachhaltig finan-
ziert werden. Der Bund muss auch 
weiterhin die Unterkunftskosten aner-
kannter Flüchtlinge zu 100 Prozent 
übernehmen.  
 
Die Sprach- und Integrationskurse 
müssen ausgebaut werden. Gerade 
wegen des enormen Fachkräfteman-
gels kann das Potenzial, insbesondere 
der Flüchtlinge aus der Ukraine, noch 
besser genutzt werden. Wir müssen 
schließlich darüber sprechen, dass der 
Bund die Kommunen von den finanzi-
ellen Folgelasten der Aufnahme von 
ukrainischen Kriegsflüchtlingen und 
Asylbewerbern entlastet. Der Bundes-
kanzler und die Regierungschefinnen 
und Regierungschefs der Länder ha-
ben in ihrer Vereinbarung im April 
eine Überprüfung des Gesamtvolu-
mens für November vorgesehen. Wei-
tere Mittel wurden in diesem Zusam-
menhang in Aussicht gestellt, sofern 
ein Bedarf bestehe. Dieser Bedarf be-
steht.  


